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Stellungnahme zum Entwurf eines 5. Gesetzes zur Änderung des Regionalisie-
rungsgesetzes (RegG) 

Ihre Nachricht vom 31. Oktober 2019 

wir danken Ihnen für die Übersendung des Entwurfs eines 5. Gesetzes zur Änderung 
des Regionalisierungsgesetzes (RegG) und kommen hiermit sehr gern Ihrer Bitte um 
eine zeitnahe Stellungnahme nach. Aufgrund der sehr kurzen Fristsetzung behalten 
wir uns vor, Ihnen nach einer ausführlicheren Prüfung in den kommenden Tagen 
ergänzende Hinweise zu übermitteln.

Mit dem Beschluss zur Erhöhung und Dynamisierung der Regionalisierungsmittel 
haben die Bundesregierung und der Bundesrat im Jahr 2016 einen entscheidenden 
Schritt zur Attraktivitätssteigerung des regionalen Schienenverkehrs in Deutsch-
land unternommen. Die im nun vorliegenden Referentenentwurf geplante zusätzli-
che Erhöhung und Dynamisierung der Mittel für die Jahre 2020 bis 2031  begrüßen 
wir ebenfalls ausdrücklich. Für die damit verbundenen Ziele der Planungssicherheit
für die Länder und der zusätzlichen Attraktivitätssteigerung des öffentlichen Perso-
nennahverkehrs ist dieser Mittelzuwachs aus unserer Sicht ein sachgerechter und 
passender Schritt.

Allerdings weisen wir in diesem Zusammenhang darauf hin, dass laut § 37 des Ei-
senbahnregulierungsgesetzes (EReg) eine Erhöhung der Regionalisierungsmittel 
auch automatisch zu einer Erhöhung der Trassen- und Stationspreise für den SPNV 
führt. Damit wird das ursprüngliche Ziel dieses Gesetzesentwurfs, durch die zusätz-
lichen Mittel die Attraktivität des öffentlichen Personennahverkehrs und hier ins-
besondere des Schienenpersonennahverkehrs zu steigern konterkariert, da diese 
Mittel nicht vollumfänglich für den SPNV-Betrieb zur Verfügung stehen.

Neben der weit überwiegenden Finanzierung des Schienenpersonennahverkehrs sei 
bei der Mittelverteilung durch die Länder darauf hingewiesen, dass bei einer Ver-
wendung im ÖPNV vor allem bei integrierten Schnellbussysteme großes Potenzial 
gesehen wird.
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Nachhaltige Verlagerungseffekte entstehen bei solchen Angeboten dann, wenn bei 
staugefährdeten Abschnitten in eigene Verkehrswege wie Busspuren mit LSA-
Bevorrechtigung investiert wird.  

Für Rückfragen sowie weitere Erläuterungen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
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